
W O C H E N Z E I T U N G  F Ü R  D E B A T T E

Österreich EUR 4,50
Spanien EUR 4,70
Schweiz CHF 7,80 

w w w.jungefreiheit .de

R e d a k t i o n  &  Ve r l a g :  J U N G E  F R E I H E I T,  H o h e n z o l l e r n d a m m  2 7  a ,  10 713  B e r l i n   |   Fa x :  0 3 0  /  8 6  4 9  5 3  -  14   |   Te l e f o n :  0 3 0  /  8 6  4 9  5 3  -  0   |   w w w. j u n g e f r e i h e i t . d e   |   E - M a i l :  v e r l a g @ j u n g e f r e i h e i t . d e

DIRK MEYER

Es fehlt an Europa, und es fehlt an Uni-
on.“ Mangelnde Solidarität und man-
gelnde Rechtsstaatlichkeit – beides wa-
ren zentrale � emen in Kommissions-

präsident Junckers Rede zur Flüchtlingssituation. 
Auch zur Euro-Rettungspolitik könnten diese 
Wertedefi zite passen. Was sind die Unterschiede, 
was die Gemeinsamkeiten beider Krisen?

Mit Formulierungshilfen französischer Fach-
leute trugen 18 Eurostaaten Griechenland zum 
dritten Hilfspaket. Schließlich wollte man ver-
meiden, eine fehlgeschlagene Rettungspolitik 
einzugestehen. Deshalb solidarisches Verhalten 
allenthalben – allerdings mit einer Ausnahme: die 
hilfenehmenden Hellenen selbst. 86 Milliarden 
Euro sind auf den Weg gebracht, ohne daß eine 
realistische Prognose einer vollständigen Rück-
zahlung bestände. 

Anders das Flüchtlingsthema; hier „Willkom-
menskultur“, dort Strafandrohung bei Grenz-
überschreitung. Egal welcher Maßstab angelegt 
wird, die Verteilung der Flüchtlinge ist stark un-
gleichgewichtig. Vorläufi ges Ergebnis: Lediglich 
auf einen Notfallplan, fi nanziert aus vorhande-
nen EU-Mitteln, könnte man sich gemäß dem 
Juncker-Vorschlag einigen.

Wie ist diese unterschiedliche Krisenreaktion 
zu erklären? Zunächst durch die Art des Gegen-
standes. Während die Griechenlandhilfen weit-
gehend geldlich-abstrakt bleiben, sind die Lasten 

der Migranten real-konkret. Die Spürbarkeit der 
Kosten zeigt sich nicht nur in den rund 13.000 
bis 15.000 Euro pro Flüchtling im Jahr. Insgesamt 
wird Deutschland in diesem Jahr etwa zehn Milli-
arden Euro aufzuwenden haben. Dieses Geld wird 
sichtbar für andere Leistungen fehlen. Zudem 
verändern Ersteinrichtungen das Stadtteilbild, 
Turnhallen werden belegt, Einwandererkinder 
stellen eine besondere Herausforderung für den 
Schulunterricht dar. Die Konkurrenz am Arbeits-
platz triff t mittelfristig vorrangig die heimischen 
Unqualifi zierten.

Dann gibt es den Aspekt einer zeitlichen Ko-
stenverlagerung. Die erste Rate für das erste Hilfs-
paket muß Griechenland erst 2020 leisten, die 
Tilgung für das zweite beginnt 2023. Die Zah-
lungen enden 2041 beziehungsweise 2057. Diese 
Lasten werden bei subventionierten Konditionen 
und Infl ation zu Lasten der Gläubigerstaaten ver-
gemeinschaftet. Demgegenüber läßt die � ematik 
der Flüchtlinge keine zeitliche Kostenverschie-
bung zu. Grenzschließungen scheinen für eini-
ge Staaten die kostengünstig-einfachere Lösung 
zu sein. Das Problem läßt sich im Gegensatz zur 
Griechenlandkrise fern der EU halten.

Einen dritten Unterschied markiert die Lasten-
verteilung zwischen den Mitgliedstaaten. Wäh-
rend der Verteilungsschlüssel zur Griechenland-
hilfe durch den Rettungsfonds unverhandelbar 
ist, bleibt die EU-weite Kostenverteilung bei den 
Hilfen für Flüchtlinge völlig off en und national 
beeinfl ußbar. Schließlich verbessert die Schaff ung 
von Tatsachen die eigene Position, sei es durch 
Grenzschließungen oder durch Transitgewährung.

Außerdem trennen beide Fälle die anfallen-
den Kosten und Nutzen. Hilfskredite beruhen 
auf einem Programmvertrag mit Spar- und Re-
formaufl agen zwischen dem Krisenstaat und den 
übrigen Eurostaaten. Mit Hilfe dieser Bindung 
sollen der Programmstaat haushaltsmäßig und 
ökonomisch wieder gesunden und die Eurozone 
stabilisiert werden – eine klassische „Win-Win-Si-
tuation“. Dagegen hat die humanitäre Aufnahme 
von Asylbewerbern den Charakter eines einseiti-
gen Geschäfts, einer Wohltat, bei der 
die eine Seite ausschließlich Nutzen, 
die andere zumindest kurzfristig aus-
schließlich Kosten hat – eine eher 
mißliche „Win-Lose-Situation“.

Gemeinsam ist beiden Krisen der 
off enkundige Rechtsbruch gemäß 
dem vermeintlichen Grundsatz „Not 
kennt kein Gebot“. Die ersten Euro-
Rettungshilfen fanden im rechtslee-
ren Raum statt, verstießen gegen das 
fi nanzielle Beistandsverbot (Artikel 
125 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union, kurz AEUV) und wurden erst 
nachträglich durch einen neu eingefügten Notfall-
Stabilitätsmechanismus (Artikel 136) legalisiert. 

Nach ähnlichem Muster verstoßen die EU-
Staaten in der Flüchtlingsfrage gegen geltendes 
Recht. Mit Artikel 78 erkennen die Mitgliedstaa-
ten indirekt die Genfer Flüchtlingskonvention 
an. Hiernach wird Straff reiheit bei illegaler Ein-
reise gewährt, sofern der Flüchtling sich umge-
hend bei den Behörden meldet. Zugleich besteht 
ein Schutz vor Ausweisung. Ganz off ensichtlich 

verstößt Ungarn gegen diese Rechtsgrundsät-
ze. Schließlich stellen die Flüchtlingszüge nach 
Österreich, Deutschland und Dänemark sowie der 
ungehinderte Transit durch Italien einen Verstoß 
gegen das Dublin-III-Abkommen dar. Hiernach 
ist der erste Mitgliedstaat für das Asylverfahren 
zuständig, über den die EU betreten wurde. Den 
Rechtsbruch ergänzend läßt Deutschland poli-
tisches Asyl gemäß Grundgesetzartikel 16a zu, 
obgleich hiernach ausgeschlossen ist, „wer aus ei-

nem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften einreist“.

Eine Abkehr vom regelgebunde-
nen Handeln bedarf der besonderen 
Rechtfertigung einer nicht abwend-
baren Notlage. Die Gefährdung der 
Stabilität der Eurozone sowie die ak-
tuelle humanitäre Krise mögen als 
Begründungen dienen. Allerdings 
sind mehrere Grundsätze bei einer 
Abkehr vom rechtssicheren Normal-
fall zu beachten: erstens muß sie die 

Ausnahme bleiben; zweitens muß der eingeschla-
gene Weg zielführend, angemessen und verhält-
nismäßig sein; schließlich sollte im Rahmen der 
EU eine konsensuale Abstimmung und ein ko-
ordiniertes Vorgehen erfolgen. Dies ist aktuell 
nicht gegeben. 

Die humanitäre Nothilfe mag dies rechtfer-
tigen – eine europäische Werte- und Rechtsge-
meinschaft sieht jedoch anders aus. 

Was eine 
Kinderseele
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Ich bewundere jeden, der nicht bei Facebook ist. Sie waren 
noch nie auf dieser Internetseite? Kompliment! Dieses 
„soziale Netzwerk“ kann ein unglaublicher Zeitfresser 

sein. Ursprünglich begann die vom Amerikaner Mark Zuk-
kerberg vor zehn Jahren gestartete Internetseite als Forum 
zur Vernetzung von Studenten. In Deutschland versuchte 
sich StudiVZ als Konkurrent. Doch Facebook überrollte alle 
Rivalen und zählt aktuell 1,4 Milliarden angemeldete Nutzer. 

Waren es anfangs nur junge Leute, so sind heute Menschen 
aller Altersgruppen bei Facebook aktiv. Schnell entdeckten 
Firmen, aber auch Medien und politische Organisationen die 
Chance, über Facebook Werbung zu treiben, neue Kunden 
oder Mitglieder und Anhänger zu gewinnen. Der „Gefällt 
mir“-Knopf mit dem erhobenen Daumen ist das Symbol 
von Facebook. Damit signalisieren Besucher, ob ihnen eine 
Person, eine Gruppe oder eine Nachricht gefällt. Und dann 
kann noch in Echtzeit kommentiert werden. Während viele 
Zeitungsseiten inzwischen im Internet die Kommentarfunk-
tion abschalten oder nur noch moderiert (zensiert) zulassen, 
können sich Besucher bei Facebook frei und sofort äußern.

Die   hat übrigens ebenfalls eine Facebook-
Seite: Fast 65.000 „Freunde“ zählt sie aktuell, manche Bei-
träge erreichen dort über eine Million Leser. Inzwischen 
müssen wir aber einen Redaktionsmitarbeiter beschäftigen, 
um täglich mehrere tausend Kommentare zu sichten, Uner-
trägliches zu löschen und Randalierer zu blockieren. In der 
Realität ist Facebook häufi g ein asoziales Netzwerk, in dem 
Nutzer – übrigens jeder politischen Couleur – mit Dreck 
werfen, mobben und justitiable Äußerungen von sich geben.

Der Vorstoß von Bundesjustizministers Heiko Maas, Face-
book zu mehr Selbstkontrolle zu bringen, entbehrt also nicht 
jeder Grundlage. Zweifelhaft ist es, wenn Facebook dabei 
allein gegen „Fremdenfeindlichkeit und Rassismus“ vorge-
hen und sich dabei ausgerechnet auf „zivilgesellschaftliche 
Organisationen“ stützen soll, die off en mit Linksextremisten 
kooperieren oder sogar von diesen gesteuert werden – wie 
das umstrittene „Netz gegen Nazis“, das seit Jahren auch 
CDU- und AfD-Politiker sowie konservative Intellektuelle 
als vermeintliche Rechtsextremisten an den Pranger stellt. 

Der wahre Grund, gegen Facebook mobil zu machen, 
ist wohl, daß etablierte Politiker Angst vor einer Plattform 
haben, in der Bürger ohne politisch-korrekte Zensoren ihre 
Meinung sagen können. Ohne Facebook wäre der rasante Auf-
stieg weder der Piratenpartei noch der AfD denkbar gewesen. 

StudiVZ brach übrigens vor Jahren nicht zuletzt deshalb 
in der Gunst der Nutzer ein, weil der Besitzer (Holtzbrinck) 
begann, Nutzer und Beiträge übermäßig zu zensieren. Wenn 
sich Facebook also politisch an die Leine legen läßt, dann 
sägt es am Ast, auf dem es sitzt.

Facebook unter Druck

Das Risiko der freien Rede
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Not kennt kein Gebot?
Ob Euro-Rettung oder Flüchtlingskrise: Gesetze und europäische Verträge scheinen nicht mehr zu gelten

KOLUMNE VON DIETER STEIN

»Ohne Facebook wäre der 
rasante Aufstieg weder der 
Piratenpartei noch der AfD 

denkbar gewesen.« 
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Prof. Dr. Dirk Meyer lehrt Ordnungsökonomik an der 
Helmut-Schmidt-Universität Hamburg. 

Not kennt kein Gebot?

Ende der 
Debatte

Facebook ist manchmal eine Dreckschleuder, 
vor allem aber Ort der freien Meinungsäußerung 

und der politischen Opposition. Das will der 
Bundesjustizminister jetzt ändern
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